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Einkommensteuer . Fahrtkosten eines nicht erwerbstätigen Teilzeitstudenten Rei-
sekosten?  
 
In einem aktuellen Streitfall hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass der Steuerpflichtige die Aufwen-
dungen für seine Fahrten zwischen der Wohnung und der Fernuniversität in Hagen nach Reisekosteng-
rundsätzen als Werbungskosten geltend machen kann (BFH-Urteil vom 24. Oktober 2024). 
 
Beruflich veranlasste Aufwendungen, die im Rahmen einer Zweitausbildung (Berufsausbildung oder 
Studium) anfallen, sind grundsätzlich als (vorab entstandene) Werbungskosten abziehbar. Hierzu zäh-
len auch die Fahrtkosten zur Ausbildungsstätte. Diese sind jedoch bei vollzeitigen Bildungsmaßnahmen 
bzw. bei Vollzeitstudien auf den Ansatz der Entfernungspauschale begrenzt.  
 
Ein Vollzeitstudium liegt vor, wenn das Studium darauf ausgelegt ist, dass sich die Studierenden diesem 
(vergleichbar einem vollbeschäftigten Arbeitnehmer) zeitlich vollumfänglich widmen müssen. Davon ist 
auszugehen, wenn das Studium nach den Ausbildungsbestimmungen oder der allgemeinen Erfahrung 
insgesamt etwa 40 Wochenstunden (Unterricht, Praktika sowie Vor- und Nachbereitung zusammenge-
nommen) erfordert. 
 
Im Streitfall war der Steuerpflichtige nur als Teilzeitstudierender eingeschrieben und studierte nach sei-
nem Hörerstatus in einem Umfang von etwa 20 Stunden wöchentlich. Dass er im Streitjahr keiner Er-
werbstätigkeit nachging, war im Hinblick auf den Begriff des Vollzeitstudiums unerheblich.  
 
Somit waren die Fahrtkosten nach Reisekostengrundsätzen (Ansatz einer Pauschale in Höhe von 
€ 0,30 je gefahrenem Kilometer oder Berücksichtigung der tatsächlichen Aufwendungen) abzugsfähig.  
 

Einkommensteuer . Kein Steuerabzug für Hausgeldzahlungen in die Erhaltungs-
rücklage 
 
Leistungen eines Wohnungseigentümers in die Erhaltungsrücklage einer Wohnungseigentümergemein-
schaft (z. B. im Rahmen der monatlichen Hausgeldzahlungen) sind steuerlich im Zeitpunkt der Einzah-
lung noch nicht abziehbar. Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung liegen 
erst vor, wenn aus der Rücklage Mittel zur Zahlung von Erhaltungsaufwendungen entnommen werden. 
Mit seiner Entscheidung vom 14. Januar 2025 hat der Bundesfinanzhof die bisherige Sichtweise bestä-
tigt. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Ehepaar vermietete mehrere Eigentumswohnungen. Das an die jeweilige Wohnungseigentümerge-
meinschaft gezahlte Hausgeld wurde zum Teil der gesetzlich vorgesehenen Erhaltungsrücklage (vor-
mals Instandhaltungsrückstellung) zugeführt. 
 
Insoweit erkannte das Finanzamt keine Werbungskosten an. Es meinte, der Abzug könne erst in dem 
Jahr erfolgen, in dem die zurückgelegten Mittel für die tatsächlich angefallenen Erhaltungsmaßnahmen 
am Gemeinschaftseigentum verbraucht würden. Das Finanzgericht Nürnberg wies die Klage ab – und 
auch die Revision beim Bundesfinanzhof blieb erfolglos. 
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Der Werbungskostenabzug erfordert einen wirtschaftlichen Zusammenhang zwischen der Vermietungs-
tätigkeit und den Aufwendungen des Steuerpflichtigen. Die Eheleute hatten den der Erhaltungsrücklage 
zugeführten Teil des Hausgelds zwar erbracht und konnten hierauf nicht mehr zurückgreifen, da das 
Geld ausschließlich der Wohnungseigentümergemeinschaft gehört.  
 
Auslösender Moment für die Zahlung war aber nicht die Vermietung, sondern die rechtliche Pflicht jedes 
Wohnungseigentümers, am Aufbau und an der Aufrechterhaltung einer angemessenen Rücklage für 
die Erhaltung des Gemeinschaftseigentums mitzuwirken.  
 
Ein Zusammenhang zur Vermietung entsteht erst, wenn die Gemeinschaft die angesammelten Mittel 
für Erhaltungsmaßnahmen verausgabt. Erst dann kommen sie der Immobilie zugute.  
 
Tipp: Durch die Reform des Wohnungseigentumsgesetzes im Jahr 2020 wurde der Wohnungseigen-

tümergemeinschaft die volle Rechtsfähigkeit zuerkannt. Der Hoffnung, dass die Zahlung in die 
Erhaltungsrücklage deshalb sofort im Zahlungsjahr abzugsfähig ist, hat der Bundesfinanzhof 
ausdrücklich eine Absage erteilt. 

 

Einkommensteuer . Immobilienkauf mit Renovierungsbedarf 
 
Wird eine Mietimmobilie instandgesetzt oder modernisiert, sind die Aufwendungen grundsätzlich im Jahr 
der Zahlung als Werbungskosten abzugsfähig. Es ist aber § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG zu beachten. Denn 
werden die Maßnahmen innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durchgeführt 
und übersteigen die Aufwendungen ohne Umsatzsteuer 15 % der auf das Gebäude entfallenden An-
schaffungskosten, handelt es sich um anschaffungsnahe Herstellungskosten. Die Folge: Die Aufwen-
dungen können nur über die langjährige Gebäudeabschreibung als Werbungskosten abgezogen wer-
den. Um dies zu vermeiden, gilt es insbesondere, den Dreijahreszeitraum richtig anzuwenden. 
 
Beginn des Dreijahreszeitraums 
 
Der Zeitraum von drei Jahren klingt überschaubar. Doch hier lauern die Tücken im Detail. Denn wann 
beginnt der Zeitraum genau und wann endet er?  
 
Irrtümlich wird oft davon ausgegangen, dass der Zeitraum ab dem abgeschlossenen Kaufvertrag über 
den Erwerb der Immobilie beginnt. Das ist aber ein Trugschluss. Denn der dreijährige Zeitraum beginnt 
erst dann, wenn das wirtschaftliche Eigentum (§ 39 Abs. 2 Nr. 1 AO) übergegangen ist.  
 
Maßgebend ist demzufolge der Zeitpunkt, zu dem Besitz, Nutzen und Lasten übergehen. 
 
Beispiel: 
 
Der Steuerpflichtige A hat am 02. Januar 2021 einen Kaufvertrag über ein Einfamilienhaus unterzeich-
net, das fremdüblich vermietet werden soll. Besitz, Nutzen und Lasten gehen mit Zahlung des Kaufprei-
ses über, das ist der 31. Januar 2021. 
 
Auf das Gebäude entfallen Anschaffungskosten von € 200.000,00, so dass die 15 %-Grenze bei 
€ 30.000,00 liegt. Bis zum 31. Dezember 2023 hat A Renovierungen in Höhe von € 28.000,00 durchge-
führt. Mitte Januar 2024 wird noch ein Fenster für € 3.000,00 netto ausgetauscht.  
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Lösung: Wäre der Zeitraum ausgehend von dem Kaufvertrag zu berechnen, würden sich keine an-
schaffungsnahen Herstellungskosten ergeben. Damit wäre ein sofortiger Abzug aller Aufwendungen 
zulässig.  
 
Weil der Zeitraum jedoch ab dem 31. Januar 2021 beginnt und somit auch den Januar 2024 umfasst, 
wird die Grenze (€ 30.000,00) durch die Aufwendungen (€ 31.000,00) überschritten. Die Folge: Der 
Steuerpflichtige A kann den gesamten Aufwand in Höhe von € 31.000,00 nur über die Gebäudeab-
schreibung absetzen. 
 
Tipp: Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicherweise anfallen, sind nicht einzube-

ziehen. Zudem ist die Grenze nur in den drei Jahren nach dem Immobilienerwerb zu prüfen. 
Sollte eine Immobilie aus dem Betriebs- in das Privatvermögen überführt werden, beginnt keine 
neue Dreijahresfrist. Dies hat der Bundesfinanzhof am 03. Mai 2022 entschieden. 

 
Ausführung der Maßnahmen 
 
Zudem ist zu beachten, dass es nicht auf die Bezahlung der Aufwendungen, sondern auf die Ausführung 
der Maßnahmen innerhalb des Dreijahreszeitraums ankommt. Dabei geht die Finanzverwaltung sogar 
so weit, dass die Maßnahme zum Ende des Zeitraums nicht einmal abgeschlossen sein muss.  
 
Bei Maßnahmen, die sich über den dreijährigen Zeitraum hinaus erstrecken, hat folglich zum Ablauf des 
dritten Jahres eine Aufteilung zu erfolgen. Der Teil der Aufwendungen, der auf innerhalb des dreijähri-
gen Zeitraums durchgeführte Maßnahmen entfällt, ist für Zwecke des § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG zu berück-
sichtigen. Der restliche Teil fällt aus der Berechnung heraus.  
 
Zur Umgehung der 15 %-Grenze ist es also keine Lösung, nur die Bezahlung der Rechnungen zu ver-
schieben. 
 
Beispiel: 
 
Der Dreijahreszeitraum läuft vom 01. Juli 2021 bis zum 30. Juni 2024. Die relevante 15 %-Grenze be-
trägt € 50.000,00. Innerhalb des Zeitraums wurden Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
über € 45.000,00 durchgeführt und bezahlt.  
 
Am 01. Juni 2024 hat zudem ein Handwerker mit der Sanierung der Fassade begonnen. Der Abschluss 
der Sanierung erfolgt am 15. Juli 2024. Die Rechnung beträgt netto € 12.000,00 und wird im Au-
gust 2024bezahlt. Davon entfallen € 7.000,00 auf den Zeitraum vom 01. Juni bis zum 30. Juni 2024. 
 
Lösung: Weil die im August 2024 bezahlten Aufwendungen insoweit berücksichtigt werden, wie sie auf 
den dreijährigen Zeitraum entfallen (€ 7.000,00), wurde die 15 %-Grenze überschritten.  
 
Tipp: Ziehen sich Baumaßnahmen über den Dreijahreszeitraum hin, sollten von den Bauunterneh-

mern deshalb Aufstellungen über die bis zum Ablauf des Zeitraums getätigten Baumaßnahmen 
angefordert werden. 
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Vorgezogene Aufwendungen 
 
Da der Dreijahreszeitraum nicht ab dem Datum des notariellen Vertrags, sondern erst ab dem Übergang 
von Besitz, Nutzen und Lasten beginnt, kann die Durchführung von Maßnahmen auch vorgezogen wer-
den. Denn Maßnahmen, die vor dem Übergang von Besitz, Nutzen und Lasten ausgeführt werden, 
bleiben von § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG verschont. Dies hat der Bundesfinanzhof am 28. April 2020 festge-
stellt. 
 
Beispiel: 
 
Der Steuerpflichtige A unterzeichnet am 01. Februar 2024 einen Notarvertrag über den Kauf eines 
Mehrfamilienhauses. Als Übergang von Besitz, Nutzen und Lasten wurde der 01. Mai 2024 vereinbart. 
Der Vertrag sieht vor, dass A bereits vor dem 01. Mai 2024 Renovierungs- und Modernisierungsmaß-
nahmen vornehmen darf. Die Anschaffungskosten des Gebäudes betragen € 300.000,00. 
 
A tätigt folgende Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen: 
01. Februar 2024 bis 30. April 2024: € 20.000,00 
01. Mai 2024 bis 31. Dezember 2024: € 30.000,00 
 
Am 01. Januar 2025 ist alles fertig und die Mieter ziehen ein.  
 
Lösung: Der Zeitraum läuft vom 01. Mai 2024 bis zum 30. April 2027. Die Aufwendungen bis zum 
30. April 2024 sind als Aufwand „vor“ der Anschaffung nicht in die 15 %-Grenze einzubeziehen. Deshalb 
sind die € 20.000,00 sofort abzugsfähig.  
 
Im Dreijahreszeitraum fallen nur € 30.000,00 an. Diese übersteigen die 15 %-Grenze nicht 
(€ 300.000,00 × 15 % = € 45.000,00). Es handelt sich ebenfalls um sofort abzugsfähigen Aufwand.  
 
Tipp: Bei Vorverlagerung von Aufwendungen sollte darauf geachtet werden, dass die jeweilige Ab-

nahme der Baumaßnahme vor dem Übergang von Nutzen und Lasten erfolgt. Im Zweifel wären 
auch Teilrechnungen zu Dokumentationszwecken geeignet, um gegenüber dem Finanzamt 
nachzuweisen, welche Aufwendungen auf Maßnahmen vor bzw. nach Erwerb des Objekts ent-
fallen. 

 

Einkommensteuer . Zahlungen für „Heimfall“ eines Erbbaurechts 
 
Zahlungen für den vorzeitigen Rückfall eines Erbbaurechts (sogenannter „Heimfall“) stellen steuerpflich-
tige Einkünfte dar, wenn sie als Ersatz für entgehende Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung ge-
währt werden und damit Entschädigungen im Sinne des § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG darstellen. Das Fi-
nanzgericht Hessen bestätigte damit am 22. Februar 2024 die Ansicht der Finanzverwaltung, wonach 
solche Entschädigungszahlungen nicht als sonstige Einkünfte, sondern als Einkünfte aus der Nutzung 
von unbeweglichem Vermögen zu qualifizieren sind. 
 
Die Klägerseite hatte den Vorgang demgegenüber als Rückkauf des Erbbaurechts und die „Entschädi-
gung“ als Entgelt für die Substanzübertragung eingestuft. Wegen des Ablaufs der 10-Jahresfrist (§ 23 
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG) komme eine Besteuerung als privates Veräußerungsgeschäft nicht mehr 
in Betracht.  
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Das Finanzgericht sah das anders. Dass eine Drucksituation des Steuerpflichtigen bei Vertragsschluss 
nicht erkennbar war, änderte daran nichts. Da die Revision anhängig ist, wird nun der Bundesfinanzhof 
entscheiden müssen. 
 

Einkommensteuer . Anforderungen an das Fahrtenbuch eines Berufsgeheimnis-
trägers 
 
Berufsgeheimnisträger können in ihrem Fahrtenbuch Schwärzungen vornehmen, soweit diese Schwär-
zungen erforderlich sind, um die Identitäten von Mandanten zu schützen. Diese Berechtigung ändert 
aber nichts an der grundsätzlichen Beweislastverteilung. Gegebenenfalls muss der Berufsträger sub-
stanziiert und nachvollziehbar darlegen, weshalb Schwärzungen in dem Umfang erforderlich waren und 
die berufliche Veranlassung der Fahrten durch ergänzende Angaben darlegen. So lautet eine Entschei-
dung des Finanzgerichts Hamburg vom 13. November 2024, gegen die die Revision beim Bundesfi-
nanzhof anhängig ist. 
 
Der Rechtsanwalt hatte die Eintragungen in der Spalte „Grund der Fahrt / besuchte Personen“– mit drei 
Ausnahmen – bei allen beruflichen Fahrten geschwärzt. Das war dem Finanzgericht zu viel. Die Richter 
fanden es äußerst ungewöhnlich, dass ein Anwalt bei nahezu jeder geschäftlichen Fahrt geheimhal-
tungsbedürftige Daten in sein Fahrtenbuch einträgt. In der vorgelegten Form wurde das Fahrtenbuch 
deshalb nicht anerkannt. 
 

Einkommensteuer . Geänderte Rechtsprechung zur Verteilung von Leasingson-
derzahlungen bei Reisekosten 
 
Arbeitnehmer können die Kosten für beruflich veranlasste Fahrten, die keine Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte sowie keine Familienheimfahrten sind, bei Nutzung eines eigenen Pkw 
als Werbungskosten ansetzen. Dabei besteht ein Wahlrecht: Ansatz der Fahrtkosten mit einer Pau-
schale von € 0,30 / km oder Berücksichtigung der tatsächlichen Aufwendungen. 
 
Sollen die tatsächlichen Aufwendungen angesetzt werden, muss ein individueller Kilometersatz ermittelt 
werden, wobei die gesamten Fahrzeugkosten zu berücksichtigen sind. 
 
Zu den Gesamtkosten gehören die Kosten, die unmittelbar dem Halten und dem Betrieb des Kfz dienen 
und im Zusammenhang mit dessen Nutzung typischerweise entstehen. Dazu rechnen vor allem die 
Kosten für Betriebsstoffe, Wartung und Reparaturen sowie die regelmäßig wiederkehrenden festen Kos-
ten, etwa für die Haftpflichtversicherung, die Kfz-Steuer, Absetzung für Abnutzung (AfA) oder Leasing- 
und Leasingsonderzahlungen. 
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Der BFH hat am 21. November 2024 entschieden, dass zur Ermittlung der tatsächlichen Kosten für 
sonstige berufliche Fahrten nach § 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4a S. 1 EStG eine Leasingsonderzahlung den ein-
zelnen Veranlagungszeiträumen während der Laufzeit des Leasingvertrags zuzuordnen ist. Mit dieser 
Entscheidung hat der Bundesfinanzhof seine bisherige Rechtsprechung geändert. Denn bis dato war 
die Leasingsonderzahlung grundsätzlich im Zeitpunkt der Zahlung zu berücksichtigen. Und auch andere 
(Voraus-)Zahlungen, die sich wirtschaftlich auf die Dauer des Leasingvertrags erstrecken, sind perio-
dengerecht auf die einzelnen Veranlagungszeiträume während der Laufzeit des Leasingvertrags zu ver-
teilen. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Arbeitnehmer nutzte für seine beruflichen Fahrten einen ab dem 20. Dezember 2018 für drei Jahre 
geleasten Pkw. Für seine vom 20. Dezember bis 31. Dezember 2018 durchgeführten beruflichen Fahr-
ten setzte er € 0,93 / km als Werbungskosten an. Bei der Ermittlung des Kilometersatzes legte er u. a. 
die Leasingsonderzahlung für den Leistungszeitraum (20. Dezember 2018 bis 19. Dezember 2021) von 
€ 15.000,00, die Kosten für Zubehör, Zusatzleistungen und Reifen sowie die für zwölf Monate zu zah-
lenden Leasingraten, Versicherungsprämien und ADAC-Beiträge zugrunde.  
 
Den ermittelten Kilometersatz erkannte das Finanzamt für 2018 an – nicht aber für 2019, da sich die 
Verhältnisse im Vergleich zum Vorjahr geändert hätten. Stattdessen setzte es den pauschalen Kilome-
tersatz von € 0,30 / km an. 
 
Das Finanzgericht München gab der hiergegen erhobenen Klage statt, weshalb das Finanzamt Revision 
einlegte, die im Kern erfolgreich war. 
 
Bisher gehörte eine bei Leasingbeginn zu erbringende Sonderzahlung in Höhe des auf die Auswärtstä-
tigkeiten entfallenden Nutzungsanteils zu den sofort abziehbaren Werbungskosten. Etwas anderes galt 
nur, wenn es sich bei der Leasingsonderzahlung um Anschaffungskosten für den Eigentumserwerb 
bzw. um Anschaffungskosten eines Nutzungsrechts handelte, die nur in Form von AfA berücksichtigt 
werden können. 
 
An dieser Rechtsprechung hält der Bundesfinanzhof nicht mehr fest. Bei Leasingsonderzahlungen han-
delt es sich um ein vorausgezahltes Nutzungsentgelt, das dem Zweck dient, die Leasingraten während 
der Gesamtlaufzeit des Leasingvertrags zu mindern. Die Sonderzahlung finanziert damit auch die Nut-
zung des Fahrzeugs in den Folgejahren, weshalb die Leasingsonderzahlung linear auf den Vertrags-
zeitraum zu verteilen ist, sofern die Sonderzahlung nach den Vertragsbedingungen die Höhe der mo-
natlichen Leasingraten mindert. 
 
Diese Grundsätze gelten auch für andere (Voraus-)Zahlungen, die sich wirtschaftlich auf die Dauer des 
Leasingvertrags erstrecken. Beispielhaft führt der Bundesfinanzhof die Kosten „für einen weiteren Satz 
Reifen“ an, die in Höhe der AfA in die jährlichen Gesamtaufwendungen einzubeziehen sind. 
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Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . Vorherige Abmahnung erforderlich – 
Terror-Verherrlichung auf Facebook durch Arbeitnehmer 
 
LAG Düsseldorf, Urteil vom 08.10.2024, Az. 3 SLa 313/24 
 
Das Landesarbeitsgericht Düsseldorf hat entschieden, dass Judenhetze und Verherrlichung von Terror 
in sozialen Medien nur dann zu einer außerordentlichen Kündigung eines Arbeitsverhältnisses berech-
tige, wenn die Äußerung auf den Arbeitgeber zurückfalle.  
 
Kurz nach dem Überfall der Hamas auf Israel im Oktober 2023 fragte ein angestellter Schlosser auf 
seinem privaten Facebook-Account, wann die nächste Demo „gegen Juden“ in NRW stattfinde. Darüber 
hinaus leitete er ein Video weiter, das zeigte, wie ein Flugzeug aus Israel in der russischen Republik 
Dagestan landete, von einem Mob in Empfang genommen wurde, der gezielt Israelis aus dem Flieger 
zerrte und zum Teil schwer verletzte. Er bezeichnete diesen Mob als „Ehrenmänner". 
 
Das Facebook-Profil des Schlossers war öffentlich zugänglich, den persönlichen Angaben des Accounts 
ließ sich zudem entnehmen, bei welchem Unternehmen er seit 2017 beschäftigt war. 
 
Der Arbeitgeber erfuhr über Umwege – eine Boulevard-Zeitung hatte bereits wegen des Posts ange-
fragt – von den gemachten Äußerungen seines Angestellten und kündigte ihm deswegen fristlos das 
Arbeitsverhältnis. 
 
Der Angestellte erhob Kündigungsschutzklage und war damit sowohl vor dem Arbeitsgericht als auch 
vor dem Landesarbeitsgericht erfolgreich. Beide Gerichte entschieden, dass die Kündigung unrechtmä-
ßig sei und der Kläger zuvor hätte abgemahnt werden müssen. 
 
Die Richter des LAG bejahten zwar an sich eine schwere Pflichtverletzung nach § 626 Abs. 1 BGB aus 
dem Arbeitsvertrag, weil die Äußerungen auf Facebook geeignet waren, das Ansehen des Arbeitgebers 
zu beeinträchtigen. Grundsätzlich könne sich der Arbeitnehmer jedoch privat äußern, wie er wolle, so 
die Richter. Dabei spiele es noch nicht einmal eine Rolle, ob der Angestellte einen Straftatbestand, etwa 
den der Volksverhetzung nach § 130 StGB, erfüllt habe. 
 
Da jedoch auf dem Facebook-Account öffentlich erkennbar gewesen sei, bei welcher Firma der Kläger 
angestellt war, falle die Billigung von Gewalt und die antisemitischen Äußerungen des Angestellten auch 
auf den Arbeitgeber zurück. Dieser Umstand begründe einen schwerwiegenden Verstoß gegen die 
Rücksichtnahmepflicht des Klägers, weil er das Unternehmen der Gefahr einer erheblichen Rufschädi-
gung aussetze. In der Anfrage der Presse habe sich die Gefahr auch bereits realisiert. 
 
Im Rahmen einer vorzunehmenden Interessenabwägung berücksichtigten die Richter zu Gunsten des 
Klägers, dass er den Bezug zu seinem Arbeitgeber eher fahrlässig hergestellt habe. Denn die Angabe 
des Arbeitsplatzes auf seinem Facebook-Profil sei bereits sechs Jahre alt gewesen und benannte auch 
noch die Rechtsvorgängerin der Beklagten. Darüber hinaus habe der Kläger sofort die Angaben zum 
Arbeitgeber gelöscht, nachdem er darauf hingewiesen worden war. Damit sei erkennbar, dass eine 
Abmahnung ersichtlich erfolgreich gewesen wäre, so die Richter. 
 
Für die Empörung des Arbeitgebers über die Posts sah das Gericht keinerlei Anlass, denn arbeitsrecht-
lich liege der Schwerpunkt eben nur auf der versehentlichen Kenntlichmachung des Arbeitsplatzes.  
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Für private Äußerungen sehe das Arbeitsrecht keinerlei Sanktionen vor. Auch wenn die Äußerungen 
ein „äußerst grenzwertiges Verhältnis zu menschlichem Leben, körperlicher Unversehrtheit und Gewalt 
im Allgemeinen und zu jüdischen und / oder israelischen Menschen im Besonderen" widerspiegelten, 
könne kein vorsätzliches Handeln im Hinblick auf die hier relevante arbeitsvertragliche Pflichtverletzung 
festgestellt werden. 
 
Ob das Urteil rechtskräftig geworden ist, ist diesseits nicht bekannt. 
 

Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . 13 Minuten Arbeitsunterbrechung – 
Weder Arbeitszeit noch Pause? 
 
VG Sigmaringen, Urteil vom 23.01.2025, Az.14 K 2764/23 
 
Gerichte haben sich zuweilen mit kurios anmutenden Streitigkeiten zu befassen, wie eine Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts Sigmaringen zeigt. 
 
In der Entscheidung ging es um eine 13-minütige private Arbeitszeitunterbrechung eines Beamten. Der 
Beamte wollte eine entsprechende Anrechnung der „Nacharbeit“ als Arbeitszeit, der Dienstherr als 
Pause anerkannt wissen. 
 
Der Kläger, ein Zollbeamter, hatte an einem Tag von 06:00 Uhr bis 07:10 Uhr und nach einer privaten 
Unterbrechung von 07:23 Uhr bis 12:20 Uhr gearbeitet. Seine Dienststelle hatte um 12:00 Uhr die zu-
lässige Höchstarbeitsdauer ohne Pause von sechs Stunden erreicht gesehen und zog dem Beamten 
die Zeit bis 12:20 Uhr als Ruhepause ab, statt sie als Arbeitszeit zu werten. 
 
Die Dienststelle stützte sich dabei sowohl auf § 5 Abs. 1 der Arbeitszeitverordnung als auch auf § 7 
Abs. 3 der Dienstvereinbarung. Diese sähen aus Gründen des Arbeitsschutzes vor, dass die Arbeit nach 
spätestens 6 Stunden zu unterbrechen sei und dass Ruhepausen unter 15 Minuten nicht als solche zu 
berücksichtigen seien, da in dieser Zeit die erforderliche Regeneration nicht gewährleistet werden 
könne. 
 
Der Beamte hingegen argumentierte, dass er wegen der privaten Unterbrechung bis 12:00 Uhr erst 
5 Stunden und 47 Minuten gearbeitet habe und die ihm abgezogene Pause nicht gerechtfertigt sei.  
 
Das Gericht stellte zunächst klar, dass Ruhepausen, die aus privaten Gründen selbstbestimmt genom-
men werden, nicht als Arbeitszeit gelten. 
 
Entgegen der Ansicht der Beklagten, wonach eine kürzere Pause als 15 Minuten keine „Ruhepause“ 
und daher „Arbeitszeit“ sei, handle es sich nur dann um Arbeit, wenn der Beamte seiner Dienstleis-
tungspflicht nachkomme. Dies sei bei privat veranlassten, selbstbestimmten Arbeitsunterbrechungen 
indes nicht der Fall.  
 
Die Richter gaben dem Antrag des Beamten statt, seine Arbeitszeit um 13 Minuten zu korrigieren. Das 
Gericht betonte, dass die Fürsorgepflicht des Dienstherrn und der Grundsatz von Treu und Glauben 
einen Anspruch auf Arbeitszeitgutschrift begründen. 
 
Die Entscheidung ist nach diesseitiger Kenntnis noch nicht rechtskräftig.  
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Wettbewerbsrecht . Zu pauschal – Werbung von Adidas mit Slogan „Klimaneutral 
bis 2050“ irreführend 
 
LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 25.03.2025, Az. 3 HK O 6524/24 
 
Das Landgericht Nürnberg-Fürth hat den Sportartikelhersteller Adidas verurteilt, es zu unterlassen, pau-
schal mit dem Slogan „Klimaneutral bis 2050“ zu werben, ohne ausreichende Kenntlichmachung, wie 
dieses Ziel erreicht werden solle. 
 
Geklagt hatte die Deutsche Umwelthilfe (DUH) gegen das Unternehmen Adidas. Auf der Unterneh-
menswebsite hatte Adidas unter einem Reiter „Nachhaltigkeit“ verschiedene Klimaschutzziele aufge-
führt, u. a., dass man „bis zum Jahre 2050 klimaneutral sein“ wolle. 
 
Der Deutschen Umwelthilfe war das ein Dorn im Auge, da der Sportartikelhersteller nach Ansicht der 
DUH nicht genauer darlegte, wie die Klimaneutralität erreicht werden sollte. Einzig ein Link auf den 
Geschäftsbericht ließ erkennen, dass Adidas neben der Reduktion von Emissionen auch mit CO2-Kom-
pensation arbeite.  
 
Die DUH mahnte Adidas zunächst ab und verlangte Unterlassung. Daraufhin änderte Adidas zwar die 
Passage, trotzdem reichte der Verband für die Zukunft Unterlassungsklage ein. Die Aussage des Sport-
ausstatters sei seiner Ansicht nach wettbewerbswidrig. 
 
Das fanden auch die Richter des Landgerichts und urteilten, dass die angegriffene Werbeaussage un-
lauter sei. Es werde der unzutreffende Eindruck erweckt, dass der Sportartikelhersteller allein durch 
Emissionseinsparungen klimaneutral sein werde. Dieser Eindruck entspreche aber nicht der Wirklich-
keit, denn das Ziel der Klimaneutralität werde nur durch Kompensationsmaßnahmen, wie den Erwerb 
von Grünstromzertifikaten, erreicht, so die Richter. 
 
Weil der Begriff „klimaneutral" mehrdeutig sei, müsse Adidas in der Werbung selbst eindeutig und klar 
erläutern, was unter dem Begriff zu verstehen sei. Andernfalls würden Kunden, für die Umweltfreund-
lichkeit ein wichtiges Kaufkriterium sei, in die Irre geleitet. Der Link auf den Geschäftsbericht erfülle die 
strengen Anforderungen an die Aufklärungspflicht jedenfalls nicht. 
 
Das Landgericht stützte sich dabei auf eine Entscheidung des Bundesgerichtshofes aus dem Juni 2024. 
Der BGH hatte klargestellt, dass Verbraucher den Begriff „klimaneutral" zwar sowohl als CO2-Reduktion 
im Produktionsprozess als auch als bloße CO2-Kompensation verstehen könnten. Im Bereich der um-
weltbezogenen Aussagen sei eine Irreführungsgefahr aber besonders groß, weshalb ein gesteigertes 
Aufklärungsbedürfnis bestehe. 
 
Werde ein solch mehrdeutiger umweltbezogener Begriff verwendet, müsse seine Bedeutung daher re-
gelmäßig schon in der Werbung selbst erläutert werden, argumentierte damals der BGH. 
 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 
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